
Das Wichtigste in Kürze
Der IASB hat am 30. Mai 2019 einen Ent-
wurf zu Änderungen an IFRS 3 Unterneh-
menszusammenschlüsse veröffentlicht 
(ED/2019/3 References to the Conceptual 
Framework – Proposed amendments to 
IFRS 3). Es wird vorgeschlagen, den in 
IFRS 3 bislang enthaltenen Verweis auf 
frühere Fassungen des Rahmenkonzepts 
durch einen Verweis auf das aktuelle, im 
März 2018 vom IASB veröffentlichte Rah-
menkonzept 2018 bzgl. des Ansatzes von 
Vermögenswerten und Schulden aus 
Unternehmenserwerben zu ersetzen. Des 
Weiteren enthält der Entwurf zwei sich 
hieraus ergebende Folgeänderungen in 
IFRS 3. Die vorgeschlagenen Änderungen 
werden keine wesentlichen Auswirkungen 
auf die Bilanzierung von Unternehmenszu-
sammenschlüssen haben.

Zur Vermeidung unerwünschter Konse-
quenzen infolge der Verweisanpassung 
und damit Geltung unterschiedlicher 
Ansatzkriterien für Vermögenswerte und 
Schulden aus Unternehmenserwerben 
und gesondertem Erwerb schlägt der IASB 
eine Ausnahme von der Anwendung der 
allgemeinen Ansatzkriterien für Verbind-
lichkeiten aus Unternehmenserwerben im 
Anwendungsbereich von IAS 37 Rückstel-
lungen, Eventualschulden und Eventu-
alforderungen sowie IFRIC 21 Abgaben 
vor. Der Ansatz solcher Verbindlichkeiten 
soll im Erwerbszeitpunkt nicht gemäß den 
Definitionen des Rahmenkonzepts 2018 
zu beurteilen sein, sondern nach den Vor-
schriften des IAS 37 und des IFRIC 21. Die 
Folgeänderung würde den Umfang der zu 
passivierenden Schulden im Vergleich zum 
gegenwärtigen Regelungsstand unverän-
dert lassen.

Als letzte Änderung wird die Aufnahme 
eines expliziten Ansatzverbotes für Even-
tualforderungen aus Unternehmenser-
werben in IFRS 3 vorgeschlagen. Dies soll 
der Konkretisierung sowie der Vermei-
dung möglicher Zweifelsfragen hinsichtlich 
des Ansatzes von Vermögenswerten aus 
Unternehmenserwerben aufgrund der 
Verweisanpassung auf das Rahmenkon-
zept 2018 dienen.

Zum Entwurf kann bis zum 27. September 
2019 Stellung genommen werden.

IASB-Entwurf zu Änderungen an IFRS 3 – Verweis auf das Rahmenkonzept 2018
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Hintergrund
Der International Accounting Standards Board (IASB) hat im März 2018 nach jahrelan-
ger Projektarbeit ein überarbeitetes und ergänztes Rahmenkonzept (Conceptual Frame-
work for Financial Reporting (Rahmenkonzept 2018)) und einen dazu gehörigen Ände-
rungsstandard (Amendments to References to the Conceptual Framework in IFRS 
Standards) veröffentlicht. Letzterer enthält Anpassungen der in zahlreichen Standards 
und anderen Verlautbarungen des IASB enthaltenen Zitate aus dem Rahmenkonzept 
bzw. Verweise darauf. (Vgl. hierzu unseren IFRS fokussiert Newsletter zum Rahmenkon-
zept 2018).

Diese Anpassungen sehen nicht durchgehend einen Rückgriff auf das Rahmenkonzept 
2018 vor, sodass trotz Vorliegen des neuen Rahmenkonzepts einige IFRS auf Inhalte frü-
herer Fassungen des Rahmenkonzepts (Rahmenkonzepte in den Fassungen von 2010 
und 2001) verweisen. Folglich würden nach gegenwärtigem Stand mit Erstanwendung 
des Änderungsstandards (1. Januar 2020) neben dem Rahmenkonzept 2018 auch die frü-
heren Fassungen weiterhin Gültigkeit haben. Zur Vermeidung von daraus resultieren-
den Verunsicherungen beabsichtigt der Board, eine Aktualisierung aller Verweise auf das 
neue Rahmenkonzept nachzuholen.

Zu den IFRS, die nicht auf das neue Rahmenkonzept verweisen, gehört auch die Bilan-
zierung von Unternehmenszusammenschlüssen gem. IFRS 3. Die Ansatzbedingungen in 
IFRS 3 sehen vor, dass die im Rahmen eines Unternehmenszusammenschlusses erwor-
benen identifizierbaren Vermögenswerte und übernommenen Schulden zum Erwerbs-
zeitpunkt nur anzusetzen sind, soweit die im Rahmenkonzept in der Fassung von 2001 
enthaltenen Definitionen von Vermögenswerten und Schulden erfüllt sind.

Da das überarbeitete Rahmenkonzept 2018 modifizierte Definitionskriterien und Inter-
pretationen für Vermögenswerte und Schulden enthält, die sich von denen des Rahmen-
konzepts 2001 unterscheiden, war vor der Aktualisierung des Verweises in IFRS 3 auf 
das Rahmenkonzept 2018 eine weitergehende Analyse der daraus resultierenden Kon-
sequenzen vorzunehmen. Modifizierungen ergeben sich beispielsweise aus dem Wegfall 
von Wahrscheinlichkeitsüberlegungen hinsichtlich eines Nutzenzu- oder -abflusses, den 
Klarstellungen bzgl. der Entziehbarkeit bei der Beurteilung des Vorliegens einer Verpflich-
tung sowie bzgl. dem „Matching“ bei der Beurteilung des Vorliegens einer gegenwärtigen 
Verpflichtung als Ergebnis aus Ereignissen der Vergangenheit.

Der vorliegende Entwurf des IASB enthält die aus der Analyse hervorgegangenen Ände-
rungsvorschläge bzgl. des Ansatzes von Vermögenswerten und Schulden im Rahmen der 
Bilanzierung von Unternehmenszusammenschlüssen gem. IFRS 3, die sich im Zusam-
menhang mit dem Verweis auf das neue Rahmenkonzept ergeben.

https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2018/cf
https://www.iasplus.com/de/publications/german-publications/ifrs-fokussiert/2018/cf
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Vorgeschlagene Änderungen
Aktualisierung des Verweises in IFRS 3 auf das Rahmenkonzept 2018
Kernaspekt der vorgeschlagenen Änderungen in IFRS 3 ist die Aktualisierung des Verwei-
ses auf das neue Rahmenkonzept 2018 bzgl. der Ansatzbedingungen von Vermögens-
werten und Schulden. Danach sollen bei der Beurteilung der im Erwerbszeitpunkt erwor-
benen identifizierbaren Vermögenswerte und übernommenen Schulden nicht mehr die 
Definitionen des Rahmenkonzepts 2001 gelten, sondern die modifizierten Definitionen 
samt Interpretationen des Rahmenkonzepts 2018. Dieser Vorschlag hat den positiven 
Effekt, Verunsicherungen hinsichtlich der Gültigkeit der Rahmenkonzepte zu vermeiden.

Beobachtung
Neben den modifizierten Definitionskriterien können auch die im Rahmenkon-
zept enthaltenen Auslegungsleitlinien zu einer geänderten Interpretation der 
Definitionen führen. So ist z.B. bei der Konkretisierung des Begriffs „Verpflich-
tung“ auf die konkrete Entziehbarkeit abzustellen, womit nicht die theoretische 
Möglichkeit gemeint ist, sich einer Verpflichtung entziehen zu können, sondern 
vielmehr realitätsnahe Alternativen. Des Weiteren soll es bei der Beurteilung 
des Vorliegens einer gegenwärtigen Verpflichtung als Ergebnis aus Ereignissen 
der Vergangenheit auf eine Zuordnung der Verpflichtung zum bereits erhal-
tenen wirtschaftlichen Nutzen (z.B. Zahlungsverpflichtung aufgrund erhalte-
ner Lieferung) oder zur getätigten Handlung (z.B. Verschmutzung der Umwelt) 
und auf die infolgedessen vorzunehmende Übertragung wirtschaftlicher Res-
sourcen ankommen, die anderenfalls nicht erfolgen würde. Dies kann zu einer 
Erhöhung des Umfangs der zu erfassenden Schulden im Vergleich zum Rah-
menkonzept 2001 führen.

Ansatzgrundsatz für 
Vermögenswerte und 
Schulden

Ansatzkriterien IFRS 3

Vermögenswerte

Schulden

Rahmen-
konzept

2001

Rahmen-
konzept

2018

IAS 37
IFRIC 21

Verweisanpassung Aufnahme eines expliziten Ansatz-
verbotes für Eventualforderungen

Ausnahme von der Anwendung der allge-
meinen Ansatzkriterien für Schulden im
Anwendungsbereich des IAS 37 und des
IFRIC 21 im Erwerbszeitpunkt

1 2 3

Abb. 1 – Übersicht vorgeschlagene Änderungen an IFRS 3
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Aufnahme einer Ausnahmeregelung: Keine Anwendung der Rahmenkonzept­
definition in Bezug auf IAS 37 und IFRIC 21
Die mögliche Erhöhung des Umfangs der zu erfassenden Vermögenswerte und Schul-
den aufgrund der Anwendung der Definitionen des Rahmenkonzepts 2018 wird vom 
IASB an sich als nicht problematisch erachtet. Konflikte ergeben sich aber, wenn die zum 
Erwerbszeitpunkt bilanzierten Vermögenswerte und Schulden die nach dem Erwerbs-
zeitpunkt geltenden, aus anderen Standards resultierenden Ansatzkriterien nicht mehr 
erfüllen würden und folglich erfolgswirksam auszubuchen wären (sog. „day 2 losses or 
gains“). Daraus resultierende Ergebniswirkungen stünden im Widerspruch zu einer wirk-
lichkeitsgetreuen Darstellung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Erwerbers.

In diesem Zusammenhang hat der IASB zwei Problembereiche identifiziert:

1.	 Schulden, die nach dem Erwerbszeitpunkt gem. IFRIC 21 oder IAS 37 zu bilanzieren sind
2.	 Vermögenswerte und Schulden mit einer geringen Wahrscheinlichkeit zukünftigen 

Nutzenzu- bzw. -abflusses.

Den zweiten Problembereich sieht der IASB in Bezug auf IFRS 3 als unkritisch an, da für 
die Vermögenswerte und Schulden, die eine geringe Wahrscheinlichkeit bzgl. des Nut-
zenzu- oder -abflusses aufweisen, bereits gesonderte Ansatzvoraussetzungen im IFRS 3 
enthalten sind (z.B. immaterielle Vermögenswerte oder latente Steuern).

Anders verhält es sich allerdings mit Schulden, die nach dem Erwerbszeitpunkt in den 
Anwendungsbereich von IFRIC 21 oder IAS 37 fallen. Die im IFRIC 21 enthaltenen Vorschrif-
ten zur Beurteilung des verpflichtenden Ereignisses und damit des Passivierungszeitpunk-
tes weichen von denen im Rahmenkonzept 2018 ab. Nach IFRIC 21 ist das verpflichtende 
Ereignis zur Passivierung der Schuld in Anknüpfung an das die Zahlung der Abgabe auslö-
sende Ereignis anzunehmen. Wenn ein Unternehmen beispielsweise eine Abgabe in Höhe 
eines bestimmten Prozentsatzes seines im abgelaufenen Geschäftsjahr erwirtschafteten 
Umsatzes zu leisten hat und diese Abgabe fällig wird, wenn das Unternehmen im März des 
Folgejahres noch in diesem Marktsegment tätig ist, dann wäre gem. IFRIC 21 die Passivie-
rung dieser Schuld vor März des Folgejahres unzulässig, da sie bis dahin an eine zukünf-
tige Tätigkeit gekoppelt ist, selbst wenn das Unternehmen keine praktische Möglichkeit hat, 
diese zukünftige Tätigkeit zu unterlassen. Insoweit wird hier bzgl. des Passivierungszeit-
punkts der rechtlichen Entstehung der Schuld Vorrang vor der Entziehbarkeit eingeräumt.

Im Rahmenkonzept 2018 hingegen soll eine passivierungspflichtige Schuld bereits dann 
anzunehmen sein, wenn das Unternehmen keine praktische Möglichkeit hat, sich der 
künftigen Tätigkeit zu entziehen, sodass es zu einem früheren Passivierungszeitpunkt 
der Schuld kommen könnte. Da der Erwerber nach dem Erwerbszeitpunkt IFRIC 21 anzu-
wenden hätte, wäre eine Passivierung dieser Abgabe so lange IFRS-widrig, bis das die 
Zahlung auslösende Ereignis eintritt. Der Unternehmenserwerber hätte folglich die 
Abgabe wieder erfolgswirksam auszubuchen. Da es sich bei IFRIC 21 um eine Interpre-
tation des IAS 37 handelt, ist nicht ausgeschlossen, dass weitere Sachverhalte zu dieser 
Problematik führen könnten.

Zur Vermeidung dessen schlägt der IASB vor, eine Ausnahmeregelung von der Anwen-
dung des Rahmenkonzepts 2018 für bestimmte Schulden und Eventualverbindlichkeiten 
in IFRS 3 aufzunehmen, wenn sie bei gesondertem Erwerb in den Anwendungsbereich 
des IAS 37 oder des IFRIC 21 fallen würden. Danach sollen Rückstellungen und Eventual-
verbindlichkeiten zum Erwerbszeitpunkt hinsichtlich des Vorliegens einer gegenwärtigen 
Verpflichtung als Ergebnis aus Ereignissen der Vergangenheit nach den jeweiligen Vor-
schriften des IAS 37 beurteilt werden. Für Abgaben hat der Erwerber IFRIC 21 zur Beur-
teilung des Ereignisses, das eine Verpflichtung zur Entrichtung einer Abgabe auslöst, im 
Erwerbszeitpunkt anzuwenden.

Ausnahme vom 
Ansatzgrundsatz
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Dieser Änderungsvorschlag ist als Folgeänderung der Aktualisierung des Verweises in 
IFRS 3 auf das Rahmenkonzept 2018 zu verstehen. Sie würde den Umfang der zu pas-
sivierenden Schulden im Vergleich zum gegenwärtigen Regelungsstand unverändert 
lassen.

Einführung eines expliziten Verbots des Ansatzes von Eventualforderungen
Der IASB schlägt des Weiteren vor, in IFRS 3 ein explizites Ansatzverbot bzgl. Eventualfor-
derungen aufzunehmen, um damit möglichen Zweifeln im Zusammenhang mit der Aktu-
alisierung des Verweises auf das Rahmenkonzept 2018 zu begegnen.

Eventualforderungen sind in IAS 37 definiert und auch dort mit einem expliziten Akti-
vierungsverbot belegt. Gleiches gilt bereits gegenwärtig für IFRS 3, wobei dies nur aus 
der Grundlage für Schlussfolgerungen für IFRS 3 ableitbar ist. Weiterführende Leitlinien 
schlägt der IASB nicht vor, da er die in IAS 37 bestehenden Vorschriften in Bezug auf 
Eventualforderungen für hinreichend erachtet.

Erstmalige Anwendung und Kommentierungsfrist
Der IASB schlägt eine prospektive Anwendung der Änderungen an IFRS 3 sowie die 
Zulässigkeit einer vorzeitigen Anwendung der Änderungen vor, wenn spätestens zum 
vorzeitigen Erstanwendungszeitpunkt auch bereits der Änderungsstandard angewendet 
wird. Ein Erstanwendungszeitpunkt ist im Entwurf der Änderungen noch nicht enthalten. 
Die Kommentierungsfrist läuft bis zum 27. September 2019.
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